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Antifaschistischen Aktion: 
red.afa@gmx.at 
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Die Antifaschistische 
Aktion kann man in den 
folgenden Buchhandlungen 
kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lholzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Libreria Utopia - radical 
bookstore vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 


LESE-EXEMPLARE 
Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 

Musik- und Kulturverein 
Orient 
Stollgasse la 
1070 Wien 


ABO 

Es gibt die Möglichkeit die 
antifaschistische Aktion 
11 Mal im Jahr per Post 
dirket nach Hause zu 
bekommen! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische 
Aktion erscheint 
monatlich, jeweils zur 
Monatsmitte. 


Liebe Leserinnen & Leser, 

die Redaktion des AFA-Infoblattes scheute seit den gelaufenen Wahlen in Oberöster¬ 
reich und Wien keine Mühen, Texte und Bilder zusammenzutragen, die einen kleinen 
Ausschnitt zu Aktivitäten für den „(aktiven) Wahlboykott“ in diesen beiden 
Bundesländern sichtbar machen. Die meisten Artikel der vorliegenden Sondernum¬ 
mer unserer Zeitung sind von der Organisation „Revolutionärer Aufbau“ übernom¬ 
men. Die Fotos besorgten wir selbst, oder durch Leserinnenreporter. 

Wie allen die unser Infoblatt regelmäßig verfolgen nicht entgangen sein wird, steht 
auch die Redaktion hinter der Losung des Wahlboykotts. Als Antifaschistinnen und re¬ 
volutionäre Demokratlnnen sehen wir im Parlamentarismus kein Mittel, das die 
Arbeiterinnen und Völker im Kampf um ihre Interessen nutzen könnten. Verschiedene 
Massenbewegungen auf der ganzen Welt zahlten in der Geschichte einen hohen Preis 
dafür, dass der Glaube an den Parlamentarismus in ihren eigenen Reihen lange nicht 
überwunden war (und auch heute noch Gegenstand vieler Debatten ist). Das ist das 
Eine. Gleichzeitig versuchten die Herrschenden bei den Wahlen in Oberösterreich und 
Wien, durch verschiedenste Tricks einerseits mehr Leute zur Wahlteilnahme zu bring¬ 
en, was ihnen auch teilweise gelungen ist. Andererseits schließen sie hunderttausende 
Menschen aus rassistischen und anderen unterdrückenden Gründen (vor allem Ju¬ 
gendliche) vom demokratischen Grundrecht auf Wahlteilnahme aus. Das ist das An¬ 
dere. Wie man es auch dreht und wendet, kann uns die parlamentarische Illusion 
nicht weiterbringen und deshalb begrüßen wir es ausdrücklich, dass es auch in Ös¬ 
terreich vermehrt Aktionen gibt, die den ohnehin tausendfach ausgeübten Wahl¬ 
boykott politisieren und auf eine aktive Stufe bringen wollen. Auch das ist 
„Ausnutzung des Wahlkampfes“, wenn auch etwas anders, als diese Phrase oft ver¬ 
standen wird. 

Aus diesen Erwägungen entschlossen wir uns, das vorliegende Heft herauszugeben. Es 
soll, in geringer Auflage, eine Dokumentation sein, die Aktivistinnen verschiedener 
Initiativen Orientierung verschaffen und zur inhaltlichen Auseinandersetzung anregen 
soll. Wir hoffen dass es uns gelungen ist, dieses Anliegen zu erfüllen und freuen uns 
auf eure Reaktionen und Diskussionen zum Heft. 

Wir melden uns demnächst mit der regulären Oktober-Nummer! Bis 
dahin verbleiben wir mit den besten Grüßen. Tod dem Faschismus! 
Eure Redaktion. 


Einige aufschlussreiche Zahlen: 

Favoriten (10. Bez.) hat 190.000 Einwohner. Zum Bezirksrat waren davon nur 
128.910 wahlberechtigt, wobei nur 77.493 Menschen auch eine gültige Stimme 
abgaben. 2.715 Menschen wählten ungültig, was ein auffällig hoher Anteil ist. Die 
SPÖ wurde mit 31.307 Stimmen stärkste, die FPÖ mit29.588 zweitstärkste Partei. 
Das entspricht real 24 bzw. 22.95 Prozentpunkten. Nicht mal zusammen kommen 
diese beiden „Großparteien“ also auf die Hälfte der Stimmen der Wahlberechtigten! 

Simmering (11. Bez.) hat 95.162 Einwohnerinnen, davon 60.201 wahl¬ 
berechtigt. Bei der Wahl errang die FPÖ die „Mehrheit“. Sie erhielt von den 
42.479 gültigen Stimmen ganze 18.222, d.h. 19,15 Prozent der Einwohner des 
Bezirks. 

Rudolfsheim-Fünfhaus (15. Bez.) hat 76.168 Einwohnerinnen. Davon waren 
nur 40.191 wahlberechtigt, wobei offenbar nicht Wenigen davon der 
Wahlkampf scheißegal war, denn nur 27.200 gültige Stimmen wurden 
abgegeben. Die „stärkste Partei“ (SPÖ), die den Bezirk regiert, regiert auf der 

Basis von 11.572 erhaltenen Stimmen. 

Ottakring (16. Bez.) hat 100.520 Einwohner, wovon nur 70.455 wahlberechtigt 
waren und davon wiederum bloß 43.131 wählen gingen (mit dabei sind hier die 
1.204 ungültigen Stimmen). Die SPÖ fühlt sich in diesem Bezirk als eine Art 
Hausmacht, weshalb sie angeblich 38,71 % einfahren konnte. Das ist aber die 
frisierte Statistik der bürgerlichen Medien. Tatsächlich erhielt die SPÖ 16.697 
Stimmen, was 23,69 % der Wahlberechtigten entspricht. 
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Wien-Wahl 2015 - 

Ein antidemokratisches, rassistisches Kasperltheater! 


D ie Wahl zum Wiener Gemein¬ 
de- und Bezirksrat ist ge¬ 
schlagen. Selten konnte 
bisher in Wien ein ähnlich grotesker 
Wahlkampf beobachtet werden. Schon 
die Werbung der verschiedenen Partei¬ 
en: niemand, auch nicht die Regie¬ 
rungsparteien, führte einen 
„positiven“ Wahlkampf, alle verlegten 
sich darauf, Missstände „anzuklagen“. 
Das ist für eine Oppositionspartei nur 
logisch, wenn das aber auch das Re¬ 
zept der regierenden Parteien wird, 
dann bedeutet das, dass die Wähler¬ 
schaft es gründlich satt hat und dass 
die Herrschenden davon ausgehen, 
niemanden an die Wahlurne zu brin¬ 
gen, wenn nicht die scheinbare „Kritik 
am System“ im Vordergrund steht. 

Auch sonst war es den Herrschenden of¬ 
fenbar sehr wichtig alles zu unterneh¬ 
men, um die Wahlbeteiligung möglichst 
hoch zu halten. Es wurde das Duell 
„Häupl - Strache“ inszeniert und die 
Einen davor gewarnt, dass Wien bei 
dieser Wahl angeblich „blau werden 
kann“ und das müsse verhindert wer¬ 
den. Die Anderen wurden mobilisiert, 


weil ihnen eingeredet wurde, dass bei 
dieser Wahl die Möglichkeit auf eine 
neue Regierung (unter FPÖ-Führung) 
bestünde. So eine künstliche Zus¬ 
pitzung treibt natürlich zusätzlich 
Menschen an die Wahlurnen, doch wie 
lange noch? Showeinlagen dieser Art 
funktionieren vielleicht zwei, drei Mal 
um zusätzliche Wähler zu mobilisieren, 
doch die Herrschenden können nicht 
jede Wahl zum „ultimativen Duell“ 
machen, denn irgendwann glaubt „das 
Wahlvolk“ nicht mehr daran. Jeder Witz 
ist irgendwann ausgelutscht und fad. 
Gleichzeitig wurde versucht die Wahl¬ 
beteiligung zu erhöhen, indem 
Wahlkarten massiv propagiert wurden 
und es erleichtert wurde, eine solche zu 
beantragen. Mehr als 200.000 
Wahlkarten wurden daher ausgegeben, 
das ist Rekord! Dass von denen, die 
Wahlkarten beantragten eine starke 
Minderheit von über 40.000 dann doch 
nicht gewählt hat (und diese Wahlkarten 
wohl im hauseigenen Mistkübel entsor¬ 
gte), kann sich die bürgerliche Politik 
nur durch „Fehler bei der Post“ erklären. 
Es scheint für sie denkunmöglich, dass 
große Teile des Volkes mit diesen Wah¬ 


len einfach nichts zu tun haben wollen, 
selbst wenn sie „stolze“ Besitzer einer 
Wahlkarte sind. Daher lügen die 
Herrschenden auch wenn es um die 
generelle Beteiligung an den Wahlen 
geht. Richtig ist, dass diese angestiegen 
ist, was unter den Voraussetzungen 
dieser Wahl nicht verwundert. Doch für 
den Geschmack der Häupls und 
Straches, der Vassilakous und ähnlicher 
Figuren, stieg sie scheinbar noch immer 
zu wenig an. Deshalb wird nun ver¬ 
breitet, dass mehr als 74% sich an der 
Wahl beteiligt hätten, was schlichtweg 
falsch ist. Im allgemeinen Durchschnitt 
beteiligten sich nämlich nur rund 71% 
der wahlberechtigten Bevölkerung, 
womit wir zu einem weiteren Punkt 
kommen... die Wahlberechtigung und 
Wahlbeteiligung. 

Rassistischer Ausschluss von demokrat¬ 
ischen Grundrechten. Massenhafter 
Wahlboykott. 

Mehr als ein Viertel aller Einwohner¬ 
innen Wiens durfte gar nicht wählen, da 
keine österreichischen Staatsbürger¬ 
innen. Das bedeutet, dass man zwar für 
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die Profite österreichsicher Chefs 
arbeiten darf, dass man an den öster¬ 
reichsichen Staat Steuern zahlen muss 
und seinen Gesetzen unterworfen ist, 
aber wählen, das darf man nicht, weil 
man eben „Ausländer“ ist. Besonders 
betroffen sind davon Frauen, da Migra¬ 
tion in Österreich bei fast allen Migrant - 
Innengruppen mehrheitlich weiblich ist 
(1). Durch diesen rassistischen Um¬ 
stand, war es rund 400.000 Personen im 
„wahlfähigen Alter“ nicht erlaubt an den 
Wahlen teilzunehmen - das sind mehr 
Menschen, als irgendeine Partei bei 
diesen Wahlen Wählerinnen hat! Hinzu 
kommt noch die von der bürgerlichen 
Politik festgesetzte Altersgrenze von 16 
Jahren um wählen gehen zu dürfen. 
Auch diese Ausgrenzung hat Unter¬ 
drückung zum einzigen Zweck, denn 
auch hier ist es so, dass man mit 16 
schon längst arbeiten gehen „darf“, also 
vor den Kapitalisten den Buckel machen 
muss, aber wählen darf man nicht. 
Durch die Altersgrenze werden in Wien 
mehr als 130.000 Personen von Wahlen 
ausgeschlossen, womit man bei mehr 
als einer halben Million offiziell in Wien 
registrierter Personen angelangt ist, 
denen das demokratische Recht auf 
Wahlteilnahme von vorneherein verwei¬ 
gert wird. Doch auch die Teile des 
Volkes, die an den Wahlen teilnehmen 
düften, stürmen offenbar nicht mit 
einem lauten Hurra in die Wahllokale, 
denn 288.670 (also 19% der Gesamt¬ 
bevölkerung im „wahlfähigen Alter“!) 
haben gar nicht gewählt, diese Wahl also 
boykottiert. So wie die rassistisch Aus¬ 


gegrenzten in allen Statistiken ver¬ 
schwiegen werden, werden diese 
Nichtwähler durch die bürgerliche 
Politik als „dumm und uninteressiert“ 
dargestellt, gegen sie wird richtiggehend 
gehetzt. Dass es eine plumpe Lüge ist, 
hunderttausende Menschen als „dumm 
und uninteressiert“ abzutun, bewies 
eine der seltenen Untersuchungen zu 
Gründen des Nichtwählens unter Per¬ 
sonen, die sich wiederholt nicht an 
Wahlen beteiligten, obwohl sie die Mög¬ 
lichkeit gehabt hätten (2). Als einer der 
wichtigsten Gründe nicht wählen zu ge¬ 
hen wurde angegeben, dass man „mit 
dem gesamten politischen System un¬ 
zufrieden ist“. Sowas lässt sich eben für 
die herrschende Klasse und ihre 
Speichellecker in der Politik nur schwer 
schönreden, daher: „dumm und 
uniteressiert“. Was für ein Blödsinn! 
Doch damit ist es noch nicht zu Ende, 
schließlich gab es bei dieser Wahl auch 
noch die Gruppe der Ungültig-Wähler- 
Innen, die insgesamt zugelegt hat. Nun 
nehmen diese zwar an den Wahlen teil 
und haben offensichtlich noch die Illu¬ 
sion, dass die Wahlteilnahme wichtig 
wäre, doch verweigern sie (wenn auch 
nicht dem parlamentarischen Betrug 
insgesamt) den antretenden Parteien 
ihre Stimme. Sie machten 21.425 Per¬ 
sonen aus, also mehr als alle diejenigen 
Parteien zusammen, die bei Hochrech¬ 
nungen unter „Andere“ laufen. All das 
wird aus den bürgerlichen Wahlrech¬ 
nungen, aus der Propaganda in den 
Tageszeitungen und im Fernsehen, sys¬ 
tematisch ausgeklammert, denn es 
würde, nimmt man 
all das zusammen, 
ein deutlich an¬ 
deres Bild der polit¬ 
ischen Realität 
deutlich werden. 
Fakt ist nämlich, 
dass insgesamt 
rund 800.000 Per¬ 
sonen an der Wahl 
nicht teilgenom¬ 
men haben (bzw. 
zu einem geringen 
Teil ungültig stim¬ 
mten). Die „stärkste 
Partei“ dieser Wahl, 
die SPÖ, hat nur 
deshalb 39%, weil 
so viele Menschen 
von den Wahlen 
ausgeschlossen 


sind und damit nicht in die Statistik 
miteinberechnet werden. Stellt man die 
Zahlen in ein richtiges Verhältnis wird 
klar, dass die SPÖ mit 329.000 Stimmen 
gerade mal 21,6% auf sich vereinen 
konnte. Die Grünen, immerhin Stadtre¬ 
gierungspartei, schaffen unter diesen 
korrigierten Rechnungsverhältnissen 
real nur 6,5%. Für den Fall dass Rot- 
Grün fortgesetzt wird heißt das, dass 
sich die Wiener Landesregierung auf die 
seltsame „Mehrheit“ von rund 28% aller 
in Wien lebenden Menschen im 
„wahlfähigen Alter“ stützt. Und das ist 
ihre Legitimation?! So sieht ihre „De¬ 
mokratie“ aus?! In Wahrheit ist es der 
eindeutige Bankrott der Politik der 
herrschenden Klasse! 

Ein eigenes Kapitel ist die FPÖ, immer¬ 
hin das Schreckgespenst großer Teile 
der „Linken“, die wiederum meinen, 
dass man die „Hetzer verhindern“ 
müsse und man sich quasi im Ab¬ 
wehrkampf gegen einen „allgemeinen 
Rechtsruck“ befinde. Nicht zu bestreiten 
ist, dass der faschistische Kern des 
kapitalistisch-imperialistischen Systems 
auch in Österreich immer deutlischer 
hervortritt. Natürlich gibt es immer öfter 
Repression, werden Arbeiterrechte mit 
Füßen getreten, ist Flüchtlingshetze in¬ 
zwischen „Normalzustand“ und werden 
unsere allgemeinen demokratischen 
Rechte massiv eingeschränkt. Ja, all das 
ist Teil der politischen Realität. Doch die 
FPÖ vereinte bei dieser Wahl gerade 
256.488 Stimmen auf sich. Unter kor¬ 
rekten Rechnungsannahmen kommt sie 
damit nicht auf 32%, wie in den Medien 
behauptet wird, sondern auf 16,8%. Die 
faschistische Tendenz der bürgerlichen 
Politik stützt sich also offenbar nicht auf 
einen dubiosen „Rechtsruck“ im Volk, 
sondern ist das Programm der bürger¬ 
lichen Politik insgesamt gegen das Volk, 
am aggressivsten formuliert durch die 
FPÖ. Gewisse Teile der „Linken“ 
schwatzen nur deshalb immer gerne 
vom „Rechtsruck im Volk“, um damit die 
eigene Isoliertheit und ihre eigene 
Massenfeindlichkeit zu legitimieren. 
Daher brauchen sie in Wahrheit die FPÖ 
ebenso wie die geschönten Wahlergeb¬ 
nisse, die uns durch die Propaganda 
entgegengeschleudert werden, denn 
ohne die bürgerliche Lüge von den 
„Massen die zu den Rechtsradikalen 
laufen“, ohne die angeblichen „32 
Prozentpunkte für die FPÖ“, wäre es 
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auch um die These von den angeblich 
„faschistischen, dummen und reak¬ 
tionären Massen“ schlecht bestellt. Der 
bestehende Rassismus kommt also of¬ 
fenbar weniger aus dem Volk, als viel 
mehr aus der gesamten bürgerlichen 
Politik. Dem Volk soll eingeredet wer¬ 
den, dass es „rechts“ ist, um zu er¬ 
reichen, dass es „rechts“ wird. Das ist 
der Hintergrund des FPÖ-Hypes 

Unsere Politik und weitere Aktivitäten. 

Unsere eigene Politik gegenüber diesem 
Wahlkampf muss zwiespältig beurteilt 
werden. Natürlich propagierten wir die 
Politik des aktiven Wahlboykotts, was 
unter den Gesamtumständen zwar 
komplizierter zu vermitteln war, als bei 
vergangenen Wahlen, doch nicht so 
kompliziert, wie es manche von uns an¬ 
fänglich erwartet hatten. Im Gegenteil, 
bekamen wir weitaus mehr positive 
Reaktionen als negative. Mehrfach wur¬ 
den wir auch durch positive Zustim¬ 
mung überrascht von Menschen, die 
unsere grundsätzliche Linie zu aktivem 
Wahlboykott begrüßen und diese auch 
schon aus vergangenen Wahlboykottak¬ 
tionen kannten, was uns zeigt, dass un¬ 
sere Arbeit zunehmend Früchte trägt. 
Gut war auch, dass wir unsere Politik 
gemeinsam mit dem Personenkomitee 
„Initiative Wahlboykott“ umsetzen kon¬ 
nten. Außerdem gewannen wir neue 


politische Mitstreiterinnen, was uns be¬ 
sonders freut. Auch wenn unsere allge¬ 
meine Linie und Initiative in dieser 
Kampagne zum aktiven Wahlboykott 
richtig und erfolgreich war, fällt uns 
gleichzeitig auf, dass es bei der re¬ 
gionalen Umsetzung in den Bezirken 
vor Ort teilweise Schwierigkeiten dabei 
gab, die Arbeit lebendig und kreativ zu 
entwickeln. Dieser Umstand, auch 
wenn er nur eine Nebenseite ist, kann 
jedoch in der kommenden politischen 
Arbeit korrigiert werden, denn unsere 
Kampagne zum aktiven Wahlboykott 
endet nicht mit der Wahl, sondern geht 
weiter. Insbesondere in den proletar¬ 
ischen Bezirken Wiens, die gute Voraus¬ 
setzungen für die Politik des aktiven 
Wahlboykotts mit sich bringen, wollen 
wir in der nächsten Zeit Aktionen set¬ 
zen, die auf die rassistische Unterdrück¬ 
ung durch die Wahlen (Ausschluss vom 
Wahlrecht) hinweisen, sowie wir auch 
den damit zusammenhängenden anti¬ 
demokratischen Charakter dieser Wah¬ 
len thematisieren werden. Wir wollen 
zeigen, dass die Arbeiterinnenklasse 
um sich selbst zu befreien, nur den Weg 
der sozialistischen Revolution gehen 
kann und ihr Wahlen dabei keinen 
Nutzen bringen, womit wir uns auch 
ganz klar gegen angeblich „linke Altern¬ 
ativen“ bei Wahlen aussprechen, die 
nur ein weiterer Betrug an den Massen 
sind. Wahlen sind ein Werkzeug der 


herrschenden Klasse mit dem sie ver¬ 
sucht, die Massen zu betäuben und 
ihnen den Sand der „Mitbestimmung“ 
und angeblichen „Demokratie“ in die 
Augen zu streuen. Dass „Mitbestim¬ 
mung“ Unterordnung unter die 
Herrschenden bedeutet, und die an¬ 
gebliche „Demokratie“ viel mehr eine 
Diktatur des Kapitals über die breit¬ 
esten Massen ist, zeigt die vergangene 
Wien-Wahl deutlich auf. Wir konnten in 
der bisherigen Kampagne diesen 
Standpunkt klarmachen und damit un¬ 
sere Reihen erweitern. Wir sind zuver¬ 
sichtlich, dass das auch in der 
kommenden Schlussphase der Kam¬ 
pagne möglich sein wird. 


(1) Von den größeren Gruppen der Mi- 
grantlnnen in Österreich ist es nur die 
mit dem Herkunftsland Türkei, die mit 
knapper Mehrheit männlich ist (näm¬ 
lich 53%), alle anderen sind mehrheit¬ 
lichweiblich. [lt. MA23, Stand: 1.1.2014] 

(2) Ergebnisse dieser Untersuchung 
wurden 2013 u.a. in der Tageszeitung 
„Der Standard“ in einem klein ge¬ 
haltenen Nebenartikel veröffentlicht 

Gefunden auf: 
revaufbau. wordpress. com 


Für aktiven Wahlboykott! 

Die Wahlen sind Betrug am Volk! 

Es gibt nur einen Ausweg: die sozialistische Revolution! 
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OBERÖSTERREICH 




OÖ: Nach den Wahlen, was nun? 


In den bürgerlichen Medien lesen wir 
von einem politischen Erdbeben - 
ÖVP und SPÖ verloren, die FPÖ ge¬ 
wann Stimmen. Schuld daran seien 
die Nichtwähler, die „Dummheit“ der 
Leute und das Asylthema... 

Stimmt nicht! Schuld daran ist die 
arbeiterfeindliche Politik, welche die 
letzte Periode von allen Parteien be¬ 
trieben wurde. 

Die FPÖ gewann aus dem Lager der 
ehemaligen Nichtwähler und „rechte 
Protestwähler“. Dass sich ein großer 
Teil der Wähler für die FPÖ mobilisier¬ 
en ließ, ist Ausdruck des Bankrotts der 
Großparteien, sowie die Schwäche der 
„Linken“ - nicht der „Dummheit“ der 
Massen. Die Volksmassen, vor allem 
die Arbeiterinnen sind zurecht wütend 
und haben kein Vertrauen mehr in die 
bürgerlichen Parteien - eine angeb¬ 
liche „Linke“ oder „Blaue“ Alternative 
täuschen beide vor, dass sich mit 
ihnen irgendetwas wesentlich ändern 
würde. 

Mit der FPÖ in der Regierung wird sich 
nichts zum Besseren wenden - im Ge¬ 
genteil, für die Arbeiterinnen wird der 
Druck noch größer werden. Beispiels¬ 



weise der Industriellenverband aber 
ehofft sich zurecht einen Vorteil aus 
der blauen Regierungsbeteiligung. 
Viele Arbeiterinnen können sich noch 
gut an Schwarz/Blau erinnern, ein 
großer Teil der FPÖ Wähler ist jung 
und hat dieses Desaster nicht live er¬ 
lebt. Sie fallen daher noch viel leichter 
auf die alte Lüge hinein. 

Die Lügen einer SPÖ hingegen 

„In der vergangenen Epoche hat 
das Parlament als Instrument des 
sich entwickelnden Kapitalismus in 
gewissem Sinne eine historisch 
fortschrittliche Arbeit geleistet. 

Aber unter den gegenwärtigen Ver¬ 
hältnissen, unter dem zügellosen 
Imperialismus, ist das Parlament 
zu einem Werkzeug der Lügen, des 
Betrugs, der Gewalttat und des 
entnervenden Geschwätzes ge¬ 
worden.“ 

schluckt heute keine mehr so leicht, 
daher verlor sie einen großen Teil der 
Wähler. Schuld daran sei, so die SPÖ 
Führung, das Asylthema. Das denken 
wir nicht. Auch wenn dieses Thema im 
Wahlkampf aufgeblasen wurde wie 
kein anderes, so leben die meisten 
nicht bloß mit einem Kurzzeitgedächt¬ 
nis. Es genügt ein kurzer Blick auf un¬ 
sere Arbeitsverhältnisse, den 
Lohnzettel, die Mietpreise, 
Arbeitslosigkeit, AMS Schikane usw. 
um das Langzeitgedächtnis aufzu¬ 
frischen. Abgesehen davon - was 
macht eine SPÖ in der Frage der Asyl¬ 
politik besser? Es gibt Massenmord 
und Terror für Flüchtlinge, kein un¬ 
bedingtes Bleiberecht und kein 
gleiches Recht auf Arbeit. 

Es ist nicht dumm, sondern kon¬ 
sequent, nicht das geringere Übel zu 
wählen! 

Etwa 20% aller Wahlbeteiligten gingen 
nicht zur Landtagswahl, ein noch 
größerer Teil beteiligte sich nicht an 
den Gemeinderatswahlen. In Linz 
beteiligten sich knappe 30% nicht an 
den Wahlen. Im Schnitt stieg die Wahl¬ 
beteiligung um etwas mehr als ein 
Prozent, was bei all dem Werbeau¬ 


fwand (mit Millionen Steuergelder) 
der betrieben wurde, keinen Erfolg für 
die Herrschenden bedeutet. 

Es ist richtig und gerechtfertigt, nicht 
zu wählen - doch entscheidend ist, 
den gerechtfertigten Zorn der Massen 
auf die Straße zu bringen, zu mobilis¬ 
ieren und zu organisieren! 
Entscheidend ist, dass wir uns gegen 
niedrigen Lohn, teure Mieten, die 
Aushöhlung der Rechte der Arbeiter¬ 
innen und den imperialistischen Krieg 
wehren! 

Es ist keine Poltikverdrossenheit, son¬ 
dern zeigt, dass man Vertrauen in die 
eigene Kraft hat, sich dem aktiven 
Wahlboykott anzuschließen! 

Als RA-Linz beteiligten wir uns am 
aktiven Wahlboykott und konnten 
dadurch einerseits zwar neue Kräfte 
für den revolutionären Kampf 
gewinnen, arbeiteten andererseits 
aber in in vielen Punkten zu kurz¬ 
fristig, so dass eine bereitere Ein¬ 
bindung der Leute die heute schon 
nicht wählen gehen oder un¬ 
entschlossen sind, schwer möglich 
war. 

aktiver Wahlboykott - heißt den 
Protest gegen den Wahlzirkus und ge¬ 
meinsame Aktivitäten als Ausgang¬ 
spunkt und nicht als Ergenbis weiter 
zu führen! 

Daher heißt es für uns “jetzt erst 
recht!” - unterstützen wir den Bruch 
mit dem bürgerlichen Parlamentaris¬ 
mus und Stellvertreter- denken, 
stärken wir das Vertrauen in die eigene 
Kraft und organisieren wir uns unab¬ 
hängig und auf Basis unserer Klassen¬ 
interessen! 
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Wien, 16.Bezirk 



Wien, 15. Bezirk 



Wien, 10. Bezirk 


Wahlkampf 
auf Kosten des 
Volkes! 


Wahlkampf kostet Geld und 
das nicht gerade zu knapp. 
Und obwohl nie für sin¬ 
nvolle Sachen „Geld da ist“, 
fällt es für den Wahlkampf 
scheinbar vom Himmel, zu¬ 
mindest für die bürgerlichen 
Parteien. Den Betrug am 
Volk lässt man sich eben 
was kosten, auf Kosten des 
Volkes. So machte der 
Wiener Gemeinderat alleine 
für die „Hardware“ des 
Wahlkampfes (Allgemeine 
Wahlwerbung, Stimmzettel 
drucken, Transport, etc.) 
schlappe 14,1 Millionen 
Euro locker. Gleichzeitig 
durfte jede Partei offiziell 
noch 6 Millionen Euro aus¬ 
geben, welche sie selbstver¬ 
ständlich durch die 
Parteienförderung zurück¬ 
bekommen. Es handelte 
sich um einen der teuersten 
Wahlkämpfe in der jüngeren 
Geschichte Wiens. Das Geld 
dafür kommt aus Töpfen, 
die mit Steuergeld gefüllt 
werden. Finanziert wurde 
dieses Spektakel also von 
uns selbst, von den Arbeit¬ 
erinnen und dem Volk - 
inklusive derjenigen 

Steuerzahler übrigens, die 
wegen ihrer Herkunft nicht 
wahlberechtigt waren. 
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WAHLBOYKOTT 



Für den aktiven Wahlboykott! 


W iedereinmal schlagen die 
Herrschenden die Wahl¬ 
kampftrommel - viel 
Lärm um die alten Lügen, und für 
jeden ist etwas dabei: „Protestwäh- 
len“ FPÖ, SPÖ wählen gegen die 
FPÖ, die „Alternative“ im Bezirksrat, 
oder der wählbare Widerstand.... ein 
weiterer Versuch von ihrer politi¬ 
schen Krise, ihrem Bankrott abzu¬ 
lenken und die Arbeiterklasse zu 
desorientieren! 

Ausbeutung abwäh¬ 
len, das klappt nie - 

Die Wahlen sind heute nichts weiter 
als Propaganda der herrschenden 
Klasse. Sie stehen für ein korruptes, 
arbeiterfeindliches und anti¬ 
demokratisches Parlament, welches 
ein Instrument der Klassen¬ 
herrschaft ist. Mit den Wahlen pro¬ 
pagiert die Bourgeoisie einen 
demokratischen Staatsapparat der 
„neutral“ und über den Klassen¬ 
widersprüchen steht. Ihre Politik ist 
jedoch ausschließlich im Interesse 
der herrschenden Klasse, des Imper¬ 
ialismus und so mancher seiner 
Nutznießer. 

Wahlen ändern da nichts daran! 
Denn die Diktatur der Bourgeoisie 
ist nicht einfach abzuwählen. Die 
Herrschaft der Bourgeoisie kann 
einzig und alleine im revolutionären 
Kampf, durch die revolutionäre Ge¬ 
walt der Arbeiterklasse und Massen 
zerschlagen werden! 


Ein großer Teil der Volksmassen 
glaubt bereits nicht mehr an das so¬ 
genannte „Mitspracherecht“. Bei 
den Nationalratswahlen 2013 haben 
Millionen nicht teilgenommen (die 
Nichtwähler waren mit 25,58% die 
„stärkste Partei“), ein anderer großer 
Teil an Menschen die hier leben (Mi- 
grantlnnen, Jugendliche) wurde vom 
„demokratischen“ Wahlrecht aus¬ 
geschlossen. Bei all dem bleibt un¬ 
term Strich, dass alle bürgerlichen 
Parteien miteinander nur durch 
rund 50% der gesamten Bevölkerung 
“demokratisch” legitimiert wurde. 
Unsummen an Steuergeldern wer¬ 
den in Wahlkämpfe gesteckt - nur 
um überhaupt noch irgendje¬ 
manden zu den Wahlen zu bewegen. 
Das Thema der Asylpolitik dominiert 
dabei den diesjährigen Wahlkampf, 
wird gepusht und ausgeschlachtet. 
Nicht nur, dass ein stabiles Niveau 
des Rassismus damit stabilisiert 
wird, wird damit von allen anderen 
Themen abgelenkt. 

Während die FPÖ hetzt und einen 
offenen faschistischen Kurs immer 
mehr popularisiert, betreiben und 
betrieben SPÖ, ÖVP und Grüne 
durchaus keine Politik die dem of¬ 
fenen Faschismus entgegengesetzt 
wäre. Sie haben unter anderem die 
Vorratsdatenspeicherung, das neue 
Staatsschutzgesetz und Verschärfun¬ 
gen im Asylgesetz durchgesetzt; an¬ 
tidemokratische Prozesse gegen 
Antifaschistinnen geführt; diszip¬ 
linieren und verwalten die Arbeiter¬ 
innen mit faschistischen Methoden 


(beispielsweise über AMS, Zwang¬ 
sarbeiten); schüren die Konkurrenz 
unter den Arbeiterinnen; kürzen 
permanent die Sozial- und Gesund¬ 
heitsleistungen; betreiben eine 
Politik die das Leben und Überleben 
für den Großteil der Arbeiterklasse 
immer schwerer macht - während 
sie sich selbst als Teil der 
herrschenden Klasse einen Posten 
absichern und bereichern. 

Es sind nicht die “bildungsfernen” 
Schichten, die wegen “Entpolitisier¬ 
ung” oder “Dummheit” nicht wäh¬ 
len, sondern es sind Arbeiterinnen 
und Teile der Volksmassen die sich 
vom Klassenprogramm der Bour¬ 
geoisie nichts zu erwarten haben. 
Die Rebellion gegen dieses arbeiter¬ 
feindliche, faschistische System ist 
gerechtfertigt, sie muss von den re¬ 
volutionären Kräfte unterstützt und 
organisiert werden! 

Die ganzen „linken Alternativen“ 
hingegen, ob “Wien anders”, “PdA” 
oder Trotzkisten, sind eine direkte 
Unterstützung der Bourgeoisie. Sie 
verstärken die Illusion durch die 
Wahlen tatsächlich etwas ändern zu 
können. Sie täuschen den Massen 
eine angebliche Alternative zur re¬ 
volutionären Gewalt vor. Sie reden 
von “Klassenkampf” und “Wider¬ 
stand” - doch den wirklichen Wider¬ 
stand der Massen wollen sie nur, 
solange er ihren eigenen politischen 
Zielen nutzt und sie ihn kontrollier¬ 
en können. Was haben die Volks¬ 
massen in Griechenland von der 
“linken” Regierung? Nichts. Syriza 
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hat weder den Widerstand organ¬ 
isiert, noch etwas “anders” 
gemacht. Und “links” neben Syr- 
iza, die angeblich kommun¬ 
istische Alternative KKE 
(Kommunistische Partei 

Griechenlands)? Sie organisieren 
auch keinen Volkswiderstand, im 
Gegenteil stellen sie sich aktiv ge¬ 
gen militante Kämpfe der Massen! 
Sie steht fest im Lager der Revi¬ 
sionisten, redet vom “Kommunis¬ 
mus” und “Sozialismus”, während 
sie sich als gute Stützen des Im¬ 
perialismus erweisen. 

Die Arbeiterklasse braucht keine 
weiteren Wahlparteien, sie 
braucht keine pseudo linken 
Phrasen! Was sie aber braucht, ist 
eine Kommunistische Partei, die 
zu ihrer Kampfpartei wird, die es 
versteht ihren gerechtfertigten 
Zorn zu organisieren und auf eine 
höhere bewusste Stufe zu heben. 

Die Massen haben den anti¬ 
demokratischen Charakter dieses 
verfaulten Systems schon längst 
erkannt. Bekämpft und neutralis¬ 
iert müssen alle jene Kräfte wer¬ 
den, die durch ihre Versöhnung 
mir diesem System Revisionis¬ 
mus, Reformismus, sowie Passiv¬ 
ität und Lethargie unter den 
Massen verbreiten. 

Die Massen werden rebellieren, 
mit Gewalt, auf der Straße und in 
den Betrieben - definitiv aber 


nicht an der Wahlurne! 

Als Revolutionäre Aufbau unter¬ 
stützen wir den Wiederaufbau der 
Kommunistischen Partei in Öster¬ 
reich, welcher heute ausschließ¬ 
lich unter der führenden Ideologie 
des Maoismus passieren kann. 
Wir rufen zum aktiven Wahl¬ 
boykott auf, in dem Sinne, dass 
sich die Arbeiterklasse selbst or¬ 
ganisieren muss, unter der 
Rührung proletarischer Ideologie, 
losgelöst von Revisionismus und 
Reformismus - und vorwärts zu 
ihrer eigenen Kampfpartei und 
zur sozialistischen Revolution. 
Denn „Das Volk und nur das Volks 
ist die Triebkraft, die die Welt¬ 
geschichte macht.” (Mao) 

Wir rufen zum aktiven Boykott der 
Wahlen auf, zum gemeinsamen 
Kampf gegen dieses arbeiter¬ 
feindliche Wahltheater! All jene, 
die sich im Klassenkampf nicht 
desorientieren lassen wollen, die 
die revisionistischen Lügen der 
Ausnutzung des bürgerlichen Par¬ 
lamentes zerschlagen wollen - 
schließt euch uns an, beteiligt 
euch bei den Aktionen zum akt¬ 
iven Wahlboykott! 

- Boykott den Wah¬ 
len aer Bourgeoisie! 

Gefunden auf: 
revaufbau.wordpress.com 



Aktiver Wahlboykott! 


Randnotiz: „linke Listen“ 

Auch mehrere „linke“ Listen traten 
bei der Wien-Wahl 2015 an. Gemein¬ 
sam ist ihnen, dass sie nach wie vor 
alle glauben, dass das „Parlament 
als Bühne“ genutzt werden könne. 
Wie kläglich diese grundsätzliche Il¬ 
lusion auch „realpolitisch“ scheiter¬ 
te, zeigen folgende Zahlen: 

Die KPÖ kandidierte in dem Bünd¬ 
nisprojekt „Wien AN DAS“. Es ist 
zweifelhaft, inwieweit dieses Bünd¬ 
nis unter „linke Kandidaturen“ zu 
rechnen ist, nachdem der Vorsitzen¬ 
de der KPÖ-Wien, Didi Zach, in ei¬ 
nem Interview mit der deutschen 
Tageszeitung „junge Welt“ noch im 
September erklärte, dass es ihm 
„schnurzegal ist, ob sich Arbeiter“ 
im Bündnis organisieren würden. 
Ein anderer Kandidat des Bündnis¬ 
ses gab in einer Sendung auf Radio 
Netwatcher (i8.9.'i5) freimütig zu, 
dass der sich selbst „nicht unbe¬ 
dingt als links“ verstehe. Das Bünd¬ 
nis verfehlte bei den Wahlen 
offenbar seine eigene „Breite“, 
schaffte auf Gemeinderatsebene 
den Einzug nicht und kann mit 8.937 
Stimmen gerade 500 zusätzliche 
Stimmen zum alleinigen Antreten 
der KPÖ vor fünf Jahren verzeich¬ 
nen. 

Die Gruppe „Partei der Arbeit“ 
schaffte (ebenfalls in einem Bünd¬ 
nis) den Antritt in sechs verschiede¬ 
nen Bezirken und dabei insgesamt 
441 Stimmen, was pro Bezirk einen 
Schnitt von 73,5 Stimmen ausmacht 
- und das bei Mobilisierung durch 
vier bis fünf Bündnisorganisationen. 
In der Brigittenau kandidierte die 
sozialdemokratische Gruppe SLP, 
schaffte den Einzug weder in den 
Bezirksrat, noch in den Gemeinde¬ 
rat und baute (für ihre Größenord¬ 
nung) massiv Stimmen ab: von 197 
bei der Wahl 2010 auf 151 beim dies¬ 
jährigen Urnengang. Den Überwitz 
des Wahlabends lieferte die trotz- 
kistische Sekte „RKOB“ mit ihrem 
Wahlantritt im Bezirk Favoriten. Sie 
brachte es dort in ihrem „erfolgrei¬ 
chen Wahlkampf“ (!) auf 30 Stim¬ 
men, was keiner weiteren 
Berichterstattung lohnt. 







ANTIIMPERIALISMUS 


Fluchtursachen sind nicht abwählbar! 


Das Thema „Flucht und Flüchtlinge“ 
ist im laufenden Wahlkampf of¬ 
fensichtlich bestimmend. Doch das ist 
nicht so weil die verschiedenen 
Parteien nun von der „Problematik 
überrascht“ wären, wie sie uns 
erklären wollen. Es war vorauszuse¬ 
hen, was kommt! Denn es sind die 
Parlamentsparteien, die sämtliche 
„westlichen“ (auch militärischen) In¬ 
terventionen und Sanktionen in den 
Herkunftsländern der Flüchtlinge vor 
nicht allzu langer Zeit noch gutge¬ 
heißen haben. Wer die Herkun¬ 
ftsländer der Flüchtlinge zerstört um 
missliebige Regierungen zu beseitigen 
und die eigenen Unternehmen besser 
zu positionieren, wer also die Lebens¬ 
grundlage der Massen vor Ort zerstört 
(oder das zumindest verteidigt), der ist 
ernsthaft „überrascht“ über die Fol¬ 
gen? Nein! Es geht um etwas Anderes... 

Es geht darum, dass mit dem Propa¬ 
gandathema „Flüchtlinge“ sämtliche 
anderen Fragen beiseite geschoben 
werden (Löhne, Mieten, Preissteiger¬ 
ungen, Kollektivverträge, etc.), es geht 
darum, dass gewisse rassistische 
Grundpositionen fester in den Massen 
verankert werden und darum, die Ab¬ 
schaffung demokratischer Rechte ge¬ 
genüber millionen Menschen und 
eine neue Militarisierung zu legiti¬ 
mieren! 

Keine wahlwerbende Partei spricht 
sich für ein bedingungsloses 
Bleiberecht mitsamt Arbeitsrecht aus, 
und tun sie es doch (wie manche 
nicht-parlamentarischen Klein¬ 

parteien), so haben sie gegenüber der 
Ursache des Flüchtlingselends nichts 
zu sagen: Sie wollen vielleicht diese 
oder jene Reform des „Fremden¬ 
rechts“, doch schweigen sie lieber 


vom Kampf gegen den heutigen Kapit¬ 
alismus (= Imperialismus), der für 
seine Profite über millionen Leichen 
geht. Es gibt bei diesen Wahlen en¬ 
tweder den offenen, nackten 
Rassismus, oder die „Flüchtlings-Ver- 
steher“, die aber die Fluchtursachen 
vollkommen unangetastet lassen und 
daher ebenso wie die offenen 
Rassisten unfähig sind, konsequente 
Antworten zu geben. Wie man es auch 
dreht und wendet: jede der beiden 
Seiten profitiert vom ekelhaften 
Wahlkampf, der auf dem Rücken der 
Flüchtlinge betrieben wird! 

Es ist gut, wenn Menschen den 
Flüchtlingen helfen und ihnen 
beistehen. Doch auch die 
Herrschenden freuen sich darüber, 
denn sie stehlen sich aus der Verant¬ 
wortung und wälzen diese Arbeit auf 
private Personen und Initiativen ab - 
auch das ist aggressiver Sozialabbau 
und Zerschlagung demokratischer 
Rechte. Es ist ein Skandal, dass sich 
der imperialistische österreichische 
Staat, dessen Konzerne nicht wenig 
Elend auf der Welt verursachen, hier 
so elend und feige davonstiehlt! 

Die sogenannte „Flüchtlingskrise“ 
zeigt außerdem aber auch auf, wie 
schwach das scheinbar so starke 
„westliche“ imperialistische System 
inzwischen geworden ist: Seit Jahren 
legen sie Irak, Afghanistan, Libyen 
oder Syrien in Schutt und Asche. Doch 
haben sie es geschafft, dort stabile Re¬ 
gimes in ihrem Sinne zu errichten? 
Haben sie es etwa geschafft, dort ihre 
Kontrolle durchzusetzen? Eben nicht! 
Sie haben gar nichts zu Wege geb¬ 
racht, außer Millionen und weitere 
Millionen zu ermorden und ins Elend 


zu stoßen. Der scheinbar „starke“ Im¬ 
perialismus pfeift aus dem letzten 
Loch, er steckt offensichtlich in einer 
tiefen Krise. 

Wer den Kampf um Verbesserung der 
Lage der Flüchtlinge konsequent und 
aufrichtig führen will, muss auch ge¬ 
gen die Ursachen der Flucht kämpfen, 
d.h. gegen den Imperialismus! Dieses 
profitorientierte Mordsystem muss 
zerschlagen werden, ansonsten wer¬ 
den immer weiter tausende im Mittel¬ 
meer ertrinken - egal wie weit die 
demokratischen Rechte der Flücht¬ 
linge an den Zielorten der Flucht 
sind... Für die Zerschlagung des Im¬ 
perialismus müssen wir zusammen¬ 
stehen, müssen wir Schulter an 
Schulter kämpfen und uns organisier¬ 
en! Was sowohl die Flüchtlinge, wie 
auch die Massen aber so notwendig 
brauchen wie einen Kropf, ist der 
Wahlkampf samt Wahlen. Sie werden 
nichts grundsätzlich ändern und 
streuen nur Sand in die Augen. Die 
Wahlen sind pures Blendwerk und 
werden als perverses Schauspiel auch 
auf dem Rücken der Flüchtlinge aus- 
getragen. Weder die Flüchtlinge noch 
die Massen im Allgemeinen, können 
ein ernsthaftes Interesse an diesem 
Theater haben. Was zählt ist der 
Kampf um unsere Rechte und um die 
Macht, alles andere sind Illusionen die 
schon oft bitter bereut wurden! 

Bedingungsloses Bleiberecht 
und Arbeitsrecht! 

Aktiver Wahlboykott! 

Werdet aktiv! Beteiligt euch 
beiAktionen! 

Macht mit beim aktiven 
Wahlboykott! 
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Fraue 


icht wählen! 

innt, die Frauen 
n nur verlieren. 


Organisieren wir uns selbst zum Kampf! 

Der „Kampf um Wien“ im Oktober ist im Besonderen auch ein 
Kampf der wahlwerbenden Parteien um die Stimmen der 
Frauen. Da die Frauen mit 53% die größte potentielle „Wähler- 
guppe“ sind, hängt ein wesentlicher Teil des Wahlerfolgs der 
jeweiligen Parteien auch von der Beteiligung der Frauen an 
den Wahlen ab. Doch die wahlwerbenden Parteien tun sich 
zunehmend schwerer ihren ganzen Zirkus rund um die Wah¬ 
len trotz Millionenschwerem Aufwand noch an die Frau zu 
bringen, und das zu Recht: Denn was nützen den Frauen die 
bürgerlichen Wahlen? 




Wir haben nun auf Bundesebene 
schon Koalitionen von allen größeren 
Parteien erlebt (und die kleineren auf 
Gemeindeebene) und noch nie hat 
sich irgendetwas Relevantes für die 
Frauen dabei verbessert, im Gegenteil 
hat sich ihre Lage Jahr für Jahr ver¬ 
schlechtert und so ist auch die allge¬ 
meine Unzufriedenheit, 

Politikverdrossenheit und der Zorn auf 
die herrschende Politik zutiefst ver¬ 
ständlich und gerechtfertigt. So auch 
bei den Wien-Wahlen 2015. 

Obwohl jede der Parteien ihre eigenes 
„Frauenprogramm“ hat, die Frau als 
stolze Mutter und Patriotin (FPÖ), die 
Frau als flexible Mutter und Karrier¬ 
istin (ÖVP/NEOS), die Frau als selbst¬ 
bestimmte Mutter und Bürokratin 
(SPÖ) oder die Frau als Pazifistin und 
„Gutmensch“ (GRÜNE), bleibt als 
Kernstück der Frauenforderung doch 
immer die „Gleichberechtigung“ unter 
Berücksichtigung der „Spezifischen 
Natur der Frau“. Diese angebliche 
Chancengleichheit bedeutet jedoch 
keine Verbesserung für die allgemeine 
Lage der Frauen, sondern Privilegier¬ 
ung von wenigen zur besseren Unter¬ 
drückung der Mehrheit, was eine 
spalterische und im Kern frauenfeind¬ 
liche Forderung darstellt. 


So viel die wahlwerbenden Parteien 
auch von Gleichberechtigung reden 
mögen ist es gleichzeitig unverändert, 
dass Österreich eines jener europäis¬ 
chen Länder ist, wo die Lohnschere 
zwischen Frauen und Männer (ca. 
23%) am höchsten ist. Und das in 
einem Jahr (2015) wo den Frauen seit 
knapp 25 Jahren nur Reallohnverlust 
aufgezwungen wurde. Jede Frau in Ös¬ 
terreich arbeitet im Durchschnitt zu¬ 
dem ca. 7 Stunden pro Tag unbezahlt 
für Kind und Heim, und das neben 
meist 25-30 Stunden (schlecht) 
bezahlter Arbeit. Die Frauen arbeiten 
also ca. 80 Stunden pro Woche und 
können sich dabei nicht einmal eine 
eigenständige Existenz leisten, ohne 
in Abhängigkeit vom Mann oder vom 
Staat zu kommen. Gleichzeitig ver¬ 
schärft sich die Repression gegen 
Frauen immer weiter: Kriminalisier¬ 
ung von Schwangerschaftsabbruch, 
Schikanen am AMS, Jugendamt und 
anderen Behörden. Und in einer sol¬ 
chen Lage wird zwar das Wort 
„Gerechtigkeit“ im Wahlkampf 
benützt damit gleichzeitig die 
Angleichung des Pensionsantritt¬ 
salters von Frauen an die Männer im 
Parlament beschlossen werden kann. 
Gleichberechtigung heißt für die 
wahlwerbenden Parteien, 


gleichberechtigte Ausbeutung von 
Frau und Mann, jedoch keine 
Verbesserung für die Frauen. 
Gleichberechtigung bedeutet ebenso 
die Vertiefung der doppelten Unter¬ 
drückung der Frau (die Frau soll 
neben der Hausarbeit und Kinder¬ 
erziehung auch noch „Karriere“ 
machen können). Hinter der angeb¬ 
lichen Gleichberechtigung versteckt 
sich nur die Lüge, dass die Unter¬ 
drückung der Frauen im Kapitalismus 
(heute Imperialismus) aufgehoben 
werden kann, und verschleiert somit, 
dass die die patriarchalen Verhältnisse 
untrennbar mit den kapitalistischen 
sind - denn sie stehen beide auf dem 
Boden des Privateigentums, von dem 
die Frauen sowie die Arbeiterklasse 
ausgeschlossen sind. „Die Frau und 
der Arbeiter haben gemein, Unter¬ 
drückte zu sein.“ - und genausowenig 
wie die herrschenden Parteien 
„Arbeiterparteien“ sind sie „Frauen¬ 
parteien“. 

Weiter aufFaceboolc: 
Rotes Frauenkomitee Wien 

Schluss mit der 
Zurückhaltung! Für 
aktiven Wahlboykott! 










NO MATTER 
WHO WINS, 

THE 

WORKING 

CLASS 

LOSES. 









